
Planungsbrief Nr. 54 
Bebauungsplan Neuenheim-Mitte, 
Teilbereich 1 
„Ladenburger-, Werder-, Schröder-, Lutherstraße“ 

Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Bauleitplanung 
_______________________________________________________

  Luftbild mit Abgrenzung des Geltungsbereichs  
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Anlass und Ziel der Planung 
 

Die Stadt Heidelberg verfolgt seit eini-
gen Jahren das Ziel, die städtebau- 
liche Entwicklung Neuenheims mit 
verschiedenen städtebaulichen In-
strumenten zu ordnen.  
 
Hierzu wurden bereits zwei  
Erhaltungssatzungen („Alter Dorfkern 
im Bereich um die Schulzengasse“ 
und „zwischen Mönchhofstraße und 
Hainsbachweg sowie zwischen 
Quinckestraße und Bergstraße“) be-
schlossen, um die schützenswerte 
städtebauliche Gestalt dieser  
Bereiche vor ortsbildfremden und un-
typischen Überformungen zu bewah-
ren.  
 
Zudem gibt es aus der jüngeren Zeit 
den Bebauungsplan „Nördliches-
Neckarufer zwischen Karl-Theodor-
Brücke und Bergstraße“ mit Rechts-
kraft vom 14. Januar 2015. 
 
Der gesamte Geltungsbereich des 
Bebauungsplans „Neuenheim-Mitte – 

Quinckestraße bis Bergstraße“ mit 
Aufstellungsbeschluss vom 28. Mai 
2016 ist bislang planungsrechtlicher 
Innenbereich gemäß § 34 BauGB, 
und zeichnet sich durch seine hetero-
gene städtebauliche Struktur aus. 
 
Das Quartier des Teilbereich 1  
(Ladenburger-, Werder-, Schröder-, 
und Lutherstraße) ist durch die vor-
wiegend gründerzeitliche Blockrand-
bebauung mit unterschiedlich stark 
verdichtetem Blockinnenbereich ge-
prägt.  
 
Die Wohnnutzung überwiegt deutlich 
und wird durch den Bebauungsplan 
weiter gestärkt.  
Durch die Festsetzung von Baufens-
tern soll eine städtebauliche Ordnung 
definiert und die bebauten und unbe-
bauten Flächen zu Gunsten der 
Wohnnutzung strukturiert werden.  
 
Charakteristisch für diesen Wohn-
standort ist aber auch die Nutzungs-

mischung. Über Jahrzehnte gewach-
sen ist ein Miteinander von Wohnen, 
Gewerbe- und Handwerksbetrieben, 
Einzelhandel sowie gastronomischen 
Einrichtungen.  
Dieser nutzungsdurchmischte „Stadt-
teil der kurzen Wege“ soll planerisch 
als solcher gesichert werden, sofern 
die Wohnnutzung dadurch keine Be-
einträchtigung erfährt.  
Den vorhandenen Handwerksbetrie-
ben wird neben dem Bestandsschutz 
auch die Möglichkeit zu baulicher Ver-
änderung und Erweiterung gegeben, 
um deren Fortbestehen zu sichern. 
 
In der Werderstraße soll die straßen-
raumwirksame grüne Vorgartenzone 
des städtebaulich prägnanten  
Ensembles zusammen mit den teil-
weise künstlerisch gestalteten Einfrie-
dungen erhalten, und von bau- 
lichen Anlagen freigehalten werden. 
 

 
Städtebauliche Planungskonzeption 
 
Das Plangebiet ist bebaut.  
 
Die vorwiegend gründerzeitliche 
Blockrandbebauung (blau) fasst das 
Quartier. 
 
Die stark verdichtete Bebauung im 
Blockinnenbereich folgt aktuell keiner 
geordneten Struktur. Die zukünftigen 
Baufenster (pink) sollen eine klare 
städtebauliche Ordnung schaffen, die 
in geringem Maße Erweiterungsmög-
lichkeiten für den Bestand vorsehen 
und gleichzeitig ausreichend unbe-
baute Flächen sowie die Öffnung des 
Hofs (weiß) sicherstellen.  
 
Die Baufenster orientieren sich über-
wiegend in Ost-West-Richtung, 
wodurch zusammenhängende Freiflä-
chen und Sichtachsen entstehen. 
 
Die Vorgartenzone der Werderstraße 
soll als private Grünfläche (grün) von 
baulichen Anlagen freigehalten wer-
den. 
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Vorentwurf 
 

 
 

 

Im Bebauungsplanvorentwurf sind die 
beabsichtigten Planungen in die Spra-
che der Baunutzungsverordnung und 
der Planzeichenverordnung über-
setzt. Ergänzend zur Planzeichnung 
sind im Vorentwurf textliche Festset-
zungen aufgenommen. 
  
Es werden Baufenster ausgewiesen 
und Traufhöhen festgesetzt.  
Als Art der Nutzung wird Allgemeines 
und Besonderes Wohnen festgesetzt. 
 
Das städtebauliche Konzept stützt 
sich in erster Linie auf die vorhandene 
Struktur, die durch den Bestand ables-
bar ist.  
 
Der Geltungsbereich umfasst ein 
Quartier welches durch eine vorwie-

gend gründerzeitliche Blockrandbe-
bauung gefasst, und im Blockinnen-
bereich unterschiedlich stark bebaut 
ist.  
Ziel ist es, die vorhandene historisch 
gewachsene Struktur weitestgehend 
zu erhalten und gleichzeitig den  
Blockinnenbereich für die Bewohner 
qualitätvoll durch eine in die Zukunft 
gerichtete Planung zu ordnen, um den 
Wohnstandort zu stärken. 
  
Die Baufenster orientieren sich weit-
gehend am Bestand und folgen einer 
klaren städtebaulichen Form, die in 
manchen Bereichen Erweiterungs-
möglichkeiten vorsehen.  
Bei den Bestandsgebäuden des 
Blockrands werden je nach Gebäude-
tiefe Erweiterungsmöglichkeiten auf 

der straßenabgewandten Seite einge-
räumt, um zumindest den Anbau oder 
die Vergrößerung von Balkonen zu er-
möglichen.  
 
Auf der Ostseite der Werderstraße, 
zwischen Schröder- und Ladenburger 
Straße, befindet sich ein denkmalge-
schütztes Ensemble mit stadtbildprä-
gendem Charakter.  
Dieses ist im Besonderen durch die 
straßenraumprägende Vorgartenzone 
mit bauzeitlichen Einfriedungen cha-
rakterisiert.  
 
Zur Bewahrung des qualitätvollen 
städtebaulichen Charakters ist die 
Vorgartenzone als private Grünfläche 
auch weiterhin von Stellplätzen und 
baulichen Anlagen freizuhalten. 
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Bebauungspläne  
Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die 
bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke in der Gemeinde nach 
Maßgabe des Baugesetzbuchs 
(BauGB) vorzubereiten und zu leiten. 
Die Bauleitpläne sollen eine nachhal-
tige städtebauliche Entwicklung und 
eine dem Wohl der Allgemeinheit ent-
sprechende soziale Bodenordnung 
gewährleisten.  
Darüber hinaus sollen sie dazu beitra-
gen, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern, die natürlichen Lebens-
grundlagen zu schützen und zu ent-
wickeln; sowie die städtebauliche  
Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten 
und zu entwickeln. 
 
Wie können Sie sich beteiligen? 
Als Bürger haben Sie die Gelegenheit, 
sich gemäß § 3 BauGB zweistufig an 
der Planung für einen Bebauungsplan 
zu beteiligen. 
 
Frühzeitige Beteiligung der  
Öffentlichkeit und Behörden gemäß 
§ 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 
BauGB  
Sie können sich frühzeitig über die 
Ziele und Zwecke der Planung sowie 
die voraussichtlichen Auswirkungen 
der Planung informieren. Sie finden 
die Planunterlagen in der angegebe-
nen Frist im technischen Bürgeramt 
und im Internet unter 
https://www.heidelberg.de/hd/HD/Le-
ben/Aktuelle+Planverfahren.html. 
Zusätzlich haben Sie Gelegenheit, 
sich im Rahmen eines Erörterungs-
termins über die Planung zu informie-
ren. 
 
Zeitraum der Einsichtnahme im 
Technischen Bürgeramt und im  
Internet: 
vom 28.10.2019 bis 29.11.2019,  
Erörterungstermin:  
Montag den 04.11.2019, 18.00 Uhr 
im Bürgerzentrum Neuenheim, 
Lutherstr. 18, 69120 Heidelberg 
 
Zeitgleich werden auch die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher  
Belange, deren Aufgabenbereiche 
durch die Planung berührt werden 
könnten über diese unterrichtet.  
Diese sind beispielsweise Stadt-
werke, Verkehrsbehörden, Natur-
schutzbeauftragte etc..  
Öffentlichkeit und Behörden haben 
Gelegenheit, sich während der Früh-
zeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zu 

äußern, und die Planung zu erörtern. 
Sie können Ihre Stellungnahmen  
während der Erörterungsveranstal-
tung sowie im Anschluss daran inner-
halb des Zeitraums der Einsichtnahme 
im Technischen Bürgeramt mündlich 
oder schriftlich abgeben. 
 
Der Entwurf wird erarbeitet 
Die von Ihnen und den Behörden im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
vorgetragenen Stellungnahmen die-
nen als Grundlage für die weitere Aus-
arbeitung des Bebauungsplanent-
wurfs.  
 
Behördenbeteiligung gemäß § 4 
Absatz 2 BauGB 
Ist die Planung soweit konkretisiert, 
werden in der Regel die Stellungnah-
men der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange zum Plan- 
entwurf und der Begründung einge-
holt. Die Behörden haben ihre Stel-
lungnahmen innerhalb eines Monats 
abzugeben. Nach Abschluss der Be-
hördenbeteiligung beraten die Be-
zirksbeiräte des Stadtteils und der 
Bau- und Umweltausschuss den Ent-
wurf. 
Auf der Grundlage der Empfehlungen 
dieser Gremien fasst der Gemeinderat 
den Beschluss zur öffentlichen Ausle-
gung des Entwurfs. 
Die Sitzungen des Gemeinderates 
sind immer öffentlich. Ort, Zeitpunkt 
und Tagesordnung der Sitzung des 
Gemeinderats werden im „stadtblatt“ 
(Amtsanzeiger der Stadt Heidelberg) 
veröffentlicht. 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Absatz 2 BauGB 
Die zweite Stufe der Öffentlichkeitsbe-
teiligung, die öffentliche Auslegung, 
wird im „stadtblatt“ bekanntgegeben. 
Bebauungsplanentwurf, Begründung 
und wesentliche, bereits vorliegende 
umweltbezogene Informationen liegen 
für den Zeitraum eines Monats im 
Technischen Bürgeramt und im Inter-
net aus.  
Sie können sich nun darüber informie-
ren, ob und gegebenenfalls in wel-
chem Umfang die eigenen Anregun-
gen aus der Frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung bei der Planung be-
rücksichtigt wurden. 
Während der Auslegungsfrist können 
Stellungnahmen zum Entwurf abge-
geben werden. Wichtig dabei ist, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen beim Satzungsbeschluss 

zum Bebauungsplan unberücksichtigt 
bleiben können. 
Die zweite Stufe der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung kann zeit-
gleich erfolgen.  
Wird der Entwurf aufgrund der Ergeb-
nisse der Auslegung in seinen Grund-
zügen geändert, so ist die öffentliche 
Auslegung zu wiederholen. 
 
Abwägungs- und Satzungs- 
beschluss 
Es erfolgt nun die Prüfung der einge-
gangenen Stellungnahmen durch die 
Verwaltung.  
Diese arbeitet einen Vorschlag für die 
gerechte Abwägung der öffentlichen 
und privaten Belange untereinander 
und gegeneinander aus.  
Es besteht ein Rechtsanspruch auf die 
Einstellung aller Stellungnahmen in 
den Abwägungsvorgang, die im Zuge 
der öffentlichen Auslegung vorgetra-
gen wurden, nicht jedoch auf die tat-
sächliche Berücksichtigung. Dies gilt 
vor allem dann, wenn gewichtige ge-
genläufige Belange entgegengehalten 
werden müssen.  
Über die Vorschläge der Verwaltung 
beraten zunächst der Bauausschuss 
und anschließend der Gemeinderat, 
der den Beschluss zum Abschluss des 
Bebauungsplanverfahrens als Abwä-
gungs- und Satzungsbeschluss fasst. 
Die Bürgerinnen und Bürger, Vereine 
und Verbände, die Stellungnahmen 
zur Planung abgegeben haben, erhal-
ten jetzt eine persönliche Benachrich-
tigung über die Gemeinderatsent-
scheidung. In den Fällen, in denen der 
Bebauungsplan nicht aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt worden 
ist, prüft das Regierungspräsidium in 
Karlsruhe, ob bei der Planaufstellung 
die gesetzlichen Vorschriften beachtet 
worden sind.  
Das Inkrafttreten des Bebauungs-
plans wird anschließend im „stadtblatt“ 
verkündet.  
Der Plan ist damit für Jedermann ver-
bindliches Ortsrecht. Er liegt zu den 
Dienstzeiten des Technischen Bürger-
amts zur Einsichtnahme für jeden In-
teressierten bereit. 
 
Für weitere Informationen: 
Stadtplanungsamt Heidelberg 
Sachbearbeitung:  
Frau v.Bothmer-Eichkorn 
Tel.: 06221-5823100 
natalie.vonbothmer-eichkorn 
@heidelberg.de oder 
stadtplanung@heidelberg.de 
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